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Einleitung

Obwohl die meisten Bürger eine ziemlich genaue Vorstellung davon ha-
ben, was als Bestechung oder Bestechlichkeit zu begreifen ist, sind die ju-
ristischen Konturen dieser Tatbestände in vielen Punkten ungeklärt. Über
die Frage der Reichweite der Amtsträgerstellung1, über die Voraussetzun-
gen und Begrenzungen der Unrechtsvereinbarung2 und nicht zuletzt über
das Rechtsgut der Bestechungsdelikte3 wurde bereits vielfach diskutiert.
Die gesetzgeberischen Veränderungen der §§ 331 ff. StGB im 1. Korrupti-
onsbekämpfungsgesetz von 1997 sowie im 2015 in Kraft getretenen 2. Kor-
ruptionsbekämpfungsgesetz konnten diese Fragen nicht allesamt klären,
sondern haben vielmehr u.a. durch die Einführung einer „gelockerten Un-
rechtsvereinbarung“ zu ihrem Entstehen beigetragen.

Diese Problemkreise betreffen mittelbar auch die deutlich weniger dis-
kutierte Frage der Beendigung der Bestechungsdelikte.4 Denn die Beendi-
gung einer Straftat hängt – unabhängig davon, wie genau man sie be-
stimmt – zwingend mit den gesetzlichen Merkmalen des Tatbestandes und
insbesondere seiner Vollendung zusammen. Sind schon die Tatbestands-
merkmale schwierig „zu greifen“, ist die Frage nach der Beendigung einer

A.

1 Grundlegend hierzu Heinrich, Der Amtsträgerbegriff im Strafrecht; Sowada, in: LK
§ 331 Rn. 5 ff.

2 BGHSt 47, 295 ff. und 49, 275 ff. zur Tatbestandsbegrenzung bei der Einwerbung
hochschulrechtlich erwünschter Drittmittel sowie von Wahlkampfspenden.

3 Die wohl h.M. sieht insoweit als einheitliches Rechtsgut der §§ 331 ff. StGB die
Lauterkeit des öffentlichen Dienstes wie auch das diesbezügliche Vertrauen der All-
gemeinheit geschützt, vgl. Hefendehl, S. 321 f.; Wentzell, S. 79 ff.; Loos, in: FS-Welzel,
S. 879, 889 f.; Stein/Deiters, in: SK-StGB § 331 Rn. 17; Sowada, in: LK-StGB Vor § 331
Rn. 37; Korte, in: MK-StGB § 331 Rn. 7; Heine/Eisele, in: Sch/Sch § 331 Rn. 9; Kuhlen,
in: NK-StGB § 331 Rn. 13; insoweit wird bei Verknüpfung beider Gesichtspunkte
häufig von einem „komplexen Rechtsgut“ gesprochen, Loos hingegen scheint die
beiden Ansätze eher als Gegensätze zu begreifen, S. 879 ff.; Wentzell, S. 83, möchte
beide Aspekte zumindest nicht gleichrangig auf eine Ebene stellen, sondern sieht
ein Stufenverhältnis insofern, als das Vertrauen allein mögliche Folge der Verfäl-
schung des Staatswillens als vorrangigen Aspekts ist.

4 Dazu: Dann, NJW 2008, S. 3078; Leipold/Beukelmann, NJW‑Spezial 2008, S. 538 f.;
Kuhlen, JR 2009, S. 53 ff.; Gleß/Geth, StV 2009, S. 183 ff.; Bernsmann, GA 2009,
S. 296, 308 ff.; Böttger, in: FS-Mehle, S. 77 ff.; Reichling/Winsel, JR 2014, S. 334 ff.
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Straftat, die ihrerseits vielfach umstritten ist,5 besonders herausfordernd.
Der BGH hat sich diesen Herausforderungen in zwei Entscheidungen,
BGHSt 52, 300 und BGH wistra 2012, 29 im Kontext der Amtsträgerbeste-
chung angenommen. Die insoweit für die §§ 331 ff. StGB entwickelte
Rechtsprechung hat der BGH jüngst auch auf die Bestechung und Bestech-
lichkeit im geschäftlichen Verkehr übertragen.6 Grundsätzlich seien die Be-
stechungsdelikte mit der Vornahme der letzten Handlung zur Erfüllung
der Unrechtsvereinbarung beendet.7 Und zwar auch dann, wenn diese
Handlung – wie etwa die Vornahme der Diensthandlung oder die Zuwen-
dung von Vorteilen nach Verlust der Amtsträgereigenschaft – dem Tatbe-
stand nicht mehr unterfällt.

Die Entscheidungen des 1. und 3. Strafsenates ergingen im Kontext der
Verjährung der jeweils angeklagten Bestechungstaten, da die Verjährung
gem. § 78a StGB mit Beendigung der Tat beginnt. Doch nicht nur im Rah-
men der Verjährung wird die Frage der Beendigung strafrechtlich relevant.
Nach der Rechtsprechung des BGH kommt ihr insbesondere auch Bedeu-
tung bei den Konkurrenzen8, was wiederum Auswirkungen auf die Bestim-
mung der prozessualen Tat hat, bei der Möglichkeit der Verwirklichung
von Qualifikationen9 und Regelbeispielen10 nach Vollendung wie auch der
sukzessiven Beteiligung11 zu.

Diese Arbeit soll daher dort anknüpfen, wo die genannten Entscheidun-
gen des BGH in der Sache enden: Bei der Frage, wie sich der vom BGH für
die Bestechungsdelikte entwickelte Beendigungsbegriff auf die weiteren als
beendigungsrelevant anerkannten Institute auswirkt, ob und wie sich diese
Ergebnisse in die bisherige Rechtsprechung eingliedern und wie zukünftig
in diesen Bereichen folgerichtig zu entscheiden wäre.

5 Vgl. nur die monographischen Bearbeitungen von Hau, „Die Beendigung der
Straftat und ihre rechtlichen Wirkungen“, Kühl, „Die Beendigung des vorsätzli-
chen Begehungsdelikts“ und Hsueh, „Abschied vom Begriff der Tatbeendigung
im Strafrecht“; zudem z.B. Jescheck, in: FS-Welzel, S. 683 ff.; Hruschka, GA 1986,
S. 193 ff.; Bitzilekis, ZStW 99 (1987), S. 723 ff.; Kühl, in: FS-Roxin, S. 665 ff.

6 BGH. Urt. v. 18.05.2017 – 3 StR 102/17.
7 BGHSt 52, 300, 303; BGH wistra 2012, 29, 35.
8 Vgl. u.a. RGSt 48, 137; BGHSt 26, 24, 27 f.; BGH NStZ 1993, 77; 2004, 329.
9 BGHSt 20, 194, 196; 38, 295, 298; BGH NJW 1998, 3361; 1999, 1039, 1040.

10 BGH NStZ 1995, 339.
11 RG JW 19231924, 1436, 757; OGHSt 3, 1, 3; BGHSt 2, 344, 345; BGHSt 3, 40,

43 f.; BGHSt 6, 248, 251; BGH GA 1966, 210; BGH NStZ-RR 1997, 319; BGH
NStZ 2000, 594; BGH NStZ 2008, 280, 281.
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Ausgangspunkt sind die Entscheidungen des BGH zur Beendigung der
Amtsträgerbestechung12. Auf die Beendigung der Bestechung im geschäft-
lichen Verkehr soll im Folgenden nicht vertieft eingegangen werden, da
der 3. Strafsenat die zu den §§ 331 ff. StGB entwickelte Rechtsprechung
nach eigener Aussage aufgrund der gleichartigen Deliktsstruktur lediglich
auf § 299 StGB überträgt.13 Die sich anschließenden Überlegungen und ge-
fundenen Ergebnisse zur Amtsträgerbesprechung gelten daher sinngemäß
auch für die Bestechung und Bestechlichkeit im geschäftlichen Verkehr.

Der Arbeit liegt die begründungsbedürftige Annahme zugrunde, dass
die vom BGH im Rahmen der Verjährung für die Beendigung der §§ 331 ff.
StGB gefundene Auslegung auch auf die genannten weiteren Rechtsinsti-
tute übertragen werden kann und muss. Diese Annahme wird deshalb
nach der Darstellung des vom BGH für die §§ 331 ff. StGB entwickelten
Beendigungsbegriffes, im zweiten Abschnitt begründet.

Anschließend folgt eine Übertragung des Beendigungsbegriffes auf die
Sachthemen Konkurrenzen, prozessualer Tatbegriff, Qualifikationen, Re-
gelbeispiele und Beteiligung und die Auswertung der jeweiligen Konse-
quenzen und der Vereinbarkeit der gefundenen Ergebnisse mit der bisheri-
gen höchstrichterlichen Rechtsprechung.

Zuletzt erfolgt eine kritische Würdigung des vom BGH für die Amtsträ-
gerbestechung gefundenen Beendigungszeitpunktes insbesondere unter
systematischen und teleologischen Gesichtspunkten.

12 BGHSt 52, 300 und BGH wistra 2012, 29.
13 Nach BGH, Urt. v. 18.05.2017 – 3 StR 103/2017 ist die Bestechung im geschäftli-

chen Verkehr bei beidseitiger Erfüllung der Unrechtsvereinbarung erst beendet,
wenn „der Vorteil vollständig entgegengenommen […] und zugleich die bevorzu-
gende Handlung vollständig abgeschlossen ist.“ Letzteres könne auch erst mit
dem Abschluss der Zahlungsabwicklung, d.h. der vollständigen Begleichung von
Rechnungen, die der Vorteilsgeber aufgrund der erbrachten Leistungen gestellt
hat, der Fall sein.
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Der vom BGH für die §§ 331 ff. StGB entwickelte
Beendigungsbegriff

Die Entscheidungen des 1. und 3. Strafsenates14 machen deutlich, dass die
Frage der Beendigung der Bestechungsdelikte nicht rein akademischer Na-
tur ist, sondern praktische Relevanz besitzt.

Erheblich wird diese Frage jeweils vor dem Hintergrund der Verjährung.
Denn die Verjährungsfrist beginnt gem. § 78a StGB mit Beendigung der
Tat zu laufen.

RG und BGH hatten zwar schon zuvor über die Frage entschieden, wie
sich ein mehrfaches „Gewähren“ oder „Annehmen“ von Vorteilen im An-
schluss an die Unrechtsvereinbarung auf die Beurteilung der Beendigung
auswirkt,15 in den oben genannten Urteilen betraten der 1. und 3. Strafse-
nat jedoch Neuland. Denn die vorliegenden Konstellationen, das Gewäh-
ren von Vorteilen nach Verlust der Amtsträgereigenschaft sowie die Vor-
nahme der rechtswidrigen Diensthandlung als letztes Geschehensmerk-
mal, sind zumindest bezüglich des Problems der Beendigung noch nicht
zur höchstrichterlichen Entscheidung gelangt.

Die Sachlage stellt sich zudem als besonders virulent dar, da die pflicht-
widrige Amtshandlung selbst, wie auch das Gewähren von Vorteilen an
einen Normalbürger, den Tatbestand der §§ 331 ff. StGB offensichtlich kei-
neswegs erfüllen und die Ausdehnung einer „Nachtatphase“ damit weiter-
gehender Begründung bedarf.

B.

14 BGH Urt. v. 19.06.2008, 3 StR 90/08 = BGHSt 52, 300; BGH Urt. v. 06.09.2011, 1
StR 633/10 = BGH wistra 2012, 29 („Fall Schreiber“).

15 Vgl. RGSt 64, 296 f.; BGHSt 11, 345, 347; 16, 207, 209; BGH NStZ 1995, 92; NJW
1998, 2373.
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